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Beschluss der 

CDU-Fraktion im Niedersächsischen Landtag

Vielfalt gerecht gestalten – 
Bildungschancen von 
Kindern und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund verbessern!

Der Anteil an Menschen mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung in Niedersachsen beträgt etwa 16 Prozent. Bei Kindern unter 15 Jahren ist dies jedoch bereits etwa jedes vierte Kind, bei den 0 bis 6jährigen sogar fast jedes Dritte. Die ethnische, soziale, sprachliche und kulturelle Heterogenität in der Gesellschaft wird weiter zunehmen und stellt das Bildungssystem und die Bildungsinstitutionen vor besondere Herausforderungen.

„Jedes Kind zählt,“ dieser Grundsatz gilt für alle Kinder und Jugendlichen. Dabei ist vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung der Bildungserfolg von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund besonders in den Blick zu nehmen. Es wird ein entscheidender Beitrag zur Zukunftssicherung unseres Landes sein, die Potentiale dieser Gruppe besser als bisher zur Entfaltung zu bringen und ihren Bildungserfolg deutlich zu erhöhen – unabhängig von ihrer sozialen, kulturellen und sprachlichen Herkunft. 

Ein wesentliches bildungspolitisches Ziel muss es daher sein, durch vielfältige bildungs-, kompetenz- und leistungsfördernde Angebote Bildungsbenachteiligungen abzubauen und die Bildungsgerechtigkeit zu erhöhen.

1. Sprache ist der Schlüssel zum Bildungserfolg

Die Kompetenzen im sprachlichen Bereich tragen erheblich zu einem erfolgreichen Bildungsverlauf bei. Sie nehmen damit eine Schlüsselrolle im Bildungsprozess ein und sind Voraussetzung für den Schulerfolg. Eine möglichst frühe und umfassende Förderung kann die Chancengerechtigkeit beim Zugang zu Bildung und eine altersgerechte Teilhabe an Lern- und Bildungsprozessen aller Kinder sicherstellen. Das setzt das Erlernen und den Ausbau der deutschen Sprache voraus. Ein erheblicher Teil der Kinder mit Migrationshintergrund, insbesondere diejenigen aus sozioökonomisch benachteiligten und bildungsfernen Familien, verfügt zum Zeitpunkt der Einschulung nicht über die notwendigen sprachlichen Kompetenzen, um erfolgreich in der Schule mitzuarbeiten. Je früher diese Kinder bei Aneignung der deutschen Sprache in Kindertagesstätte und Grundschule systematisch begleitet und unterstützt werden, desto erfolgreicher wird ihr Bildungsprozess verlaufen.
2. Startchancen verbessern durch eine enge Verzahnung von Kindertagesstätte und Grundschule

Bekanntermaßen sind die Übergänge zwischen den Institutionen kritische Stellen in Bildungsbiographien. Dies trifft in besonderem Maße auf bildungsbenachteiligte Kinder zu. Um die Startchancen aller Kinder, insbesondere auch derjenigen mit Migrationshintergrund, zu verbessern, bedarf es einer umfassenden und individuellen Begleitung der Lern- und Entwicklungsprozesse im Übergang vom Kindergarten zur Grundschule. Dabei können wir aufbauen auf den Erfahrungen aus dem Programm "Das letzte Kindergartenjahr als Brückenjahr zur Grundschule". Das "Brückenjahr" unterstützt die Zusammenarbeit von Kindergarten und Schule auch durch den Einsatz von Beratungsteams und die Unterstützung von Modellprojekten. Dort arbeiten Fachkräfte aus Kindergarten und Schule gemeinsam an einem für alle Kinder gelingenden Übergang in die Grundschule.
3. Berufsfähigkeit stärken und Übergang Schule – Beruf verbessern

Im allgemein bildenden Schulsystem müssen alle Schülerinnen und Schüler die grundlegenden Kompetenzen erwerben, erfolgreich in eine Berufsausbildung überzugehen. Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund haben aufgrund ihrer sprachlichen und individuellen Bildungsvoraussetzungen oft besondere Hürden zu überwinden. Auch hier müssen die Erfahrungen aus bereits bestehenden Programmen und Projekten einfließen. Das Hauptschulprofilierungsprogramm und die weiteren Maßnahmen zur Beruforientierung laufen bereits sehr erfolgreich. Vielen Jugendlichen wurde damit der Einstieg in das Berufsleben erleichtert oder sogar erst ermöglicht. Dabei spielt der Kontakt von Schülern zu möglichen Ausbildungsbetrieben eine wichtige Rolle. Durch das gegenseitige Kennenlernen bereits zur Schulzeit können Vorbehalte und Ängste abgebaut werden. Damit profitieren beide Seiten: Die Betriebe und die Jugendlichen.
4. Elternarbeit intensivieren

Eltern sind entscheidend für Erziehungs- und Bildungsprozesse ihrer Kinder, doch unterschiedliche Erfahrungen und Erwartungen auf Seiten der Eltern wie auch der Schulen erschweren häufig die Zusammenarbeit. Noch immer sind Eltern mit Migrationshintergrund nicht entsprechend in den Gremien der Bildungsinstitutionen vertreten. Häufig kennen sie die deutsche Gremienstruktur der Elternarbeit nicht, weil es Vergleichbares in ihren Herkunftsländern nicht gibt. Eltern müssen deshalb möglichst früh umfassend über ihre Rechte und Pflichten aufgeklärt werden. Erst so bekommen sie die Möglichkeit, sich einzubringen. Dabei muss auch auf die individuellen Ängste eingegangen werden. Viele Eltern mit Migrationshintergrund haben selbst Probleme mit der deutschen Sprache und daher Hemmungen, sich zu engagieren. Ihnen muss vermittelt werden, dass gerade sie einen wichtigen Beitrag für den schulischen Erfolg der eigenen und aller Kinder leisten können.
5. Interkulturelle Öffnung des Bildungssystems
Erfolgreiche, interkulturell offene Schulen nutzen die Chancen, die sich durch die Heterogenität und Internationalität ihrer Schülerinnen und Schüler ergeben. Sie streben nicht die Herstellung von Homogenität an, sondern gestalten und entwickeln bewusst ein Modell von Schule, das Verschiedenheit positiv aufnimmt und Raum für individuelle Entwicklungen bietet. Wertschätzung und Anerkennung kultureller und sozialer Vielfalt sowie die Auseinandersetzung mit möglichen, auch unbeabsichtigten Diskriminierungen und Benachteiligungen sind dabei wichtige Eckpunkte. 
Deshalb fordert die CDU-Landtagsfraktion:

1. Vorrangiges Ziel der Sprachförderung ist die Vermittlung von Kompetenzen im Gebrauch der deutschen Sprache.

· Das Konzept durchgängiger und effektiver Sprachförderung vom Kindergarten bis zum Sekundarbereich II als Aufgabe der gesamten Institution und jeder Lehrkraft wollen wir konzeptionell weiterentwickeln und im Curriculum verankern. Die Professionalität und Problemlösekompetenzen der sozialpädagogischen Fachkräfte und der Lehrkräfte in der Sprachförderung Deutsch als Zweitsprache wollen wir durch Fortbildung, Beratung und Vernetzung weiterentwickeln und stärken. 
· Gemeinsame Fortbildungen von Erzieherinnen und Erziehern sowie Grundschullehrkräften tragen zu einem gemeinsamen Bildungsverständnis bei der Sprachförderung bei und verbessern den Übergang Kita-Schule. 
· Wir wollen landesweit regionale Kompetenzzentren für Deutsch als Zweitsprache, Mehrsprachigkeit und interkulturelle Kompetenz aufbauen.
· Wir wollen die Erziehungs- und Bildungspartnerschaften mit zugewanderten Eltern stärken.

2. Die Anzahl der Eltern mit Migrationshintergrund in den schulischen Gremien soll erhöht werden durch die Weiterentwicklung der bisherigen Ansätze.

· In Gesprächen mit den Elternvereinen der Migrantinnen und Migranten soll die Landesregierung die gemeinsame Bildungsverantwortung von Eltern und Institutionen thematisieren und konkrete Handlungsansätze entwickeln.
· Die Landesregierung soll mehrsprachige Informationsmaterialien für Eltern über zentrale Themenbereiche des Bildungswesens weiter entwickeln und verbreiten. 
· Die Qualifizierung und der Einsatz von Eltern- bzw. Bildungslotsen als kulturelle Mittler zwischen Elternhaus und Schule werden fortgesetzt und durch Evaluationsveranstaltungen begleitet. 

3. Die interkulturelle Kompetenz des Personals muss gefördert und die interkulturelle Öffnung der Bildungsinstitutionen weiterentwickelt werden.
· Lehrkräfte mit Migrationshintergrund stellen wichtige Vorbilder dar, bringen Sensibilität und Empathie für zugewanderte Kinder und Jugendliche mit und können zur interkulturellen Öffnung der Schule beitragen. Die Anzahl der Lehrkräfte und sozialpädagogischen Fachkräfte mit Migrationshintergrund ist deshalb durch gezielte, öffentlichkeitswirksame Werbekampagnen für den Lehrerberuf und durch Akademieangebote zu erhöhen. Stipendienprogramme und weitere Unterstützungsmöglichkeiten der Universitäten für Lehramtsstudierende mit Migrationshintergrund sollen angeboten und konzeptionell weiter entwickelt werden.
· Die Anerkennung von im Ausland erworbenen Lehramtsbefähigungen müssen wir erleichtern und Konzepte für den Erwerb nachträglicher Qualifikationen für eine Tätigkeit im Bildungs- und Erziehungssystem entwickeln.
· Lehrkräfte mit Migrationshintergrund im Schuldienst müssen vernetzt, in ihrer Rolle als Vorbilder und als Partner bei der interkulturellen Öffnung der Schule unterstützt und weiter qualifiziert werden.
· Der Modellversuch „Islamischer Religionsunterricht“ wird ausgeweitet mit dem Ziel, mittelfristig islamischen Religionsunterricht als ordentliches Unterrichtsfach zu etablieren.

4. Potenziale müssen erkannt und entfaltet werden.

· Wir erkennen Mehrsprachigkeit als wichtige Ressource auch in Hinsicht auf die Herkunftssprachen an. Entsprechende Bildungskonzepte wollen wir weiter entwickeln, z.B. bilinguale Klassen in der Grundschule, positive Thematisierung von Sprachenvielfalt in Unterricht und Schulkultur, anerkannte Sprachprüfungen im Sekundarbereich I oder II.

· Wir wollen, dass sich der herkunftssprachliche Unterricht konsequent am Europäischen Referenzrahmen für Sprachen ausrichtet, Er muss professionalisiert und weiter entwickelt werden. Dabei verfolgen wir das Ziel, langfristig Bildungsinländer für diesen Unterricht einzustellen.

· Schulergänzende Lernangebote im Rahmen der Begabungsförderung, wie z.B. Schülerakademien, entwickeln wir mit dem Ziel weiter, die interkulturellen und mehrsprachigen Voraussetzungen, Kompetenzen und Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund zu berücksichtigen und ihre Teilnahmezahlen zu erhöhen. 

· Die interkulturellen und mehrsprachigen Kompetenzen der Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund sollen in Unterricht und Schulkultur besser genutzt werden.

· Durchgängige Sprachförderung wollen wir konzeptionell und systemisch weiter entwickeln.

Die Schule ist der Ort, an dem alle Schülerinnen und Schüler die notwendigen Schlüsselkompetenzen für Partizipation, Solidarität und Handlungsfähigkeit in Gesellschaft und Politik erwerben können. Im Zuge von fortschreitender Globalisierung, Internationalisierung und Europäisierung muss die Vorstellung von einer Schule, die eng auf einen Nationalstaat bezogen ist, erweitert werden. Wie die oben genannten Zahlen zeigen, lassen sich Bildungsbiographien von immer weniger Menschen auf einen einzigen Sprach- und Kulturraum reduzieren. Der Prozess der verstärkten europäischen Integration wird auch dazu beitragen, dass sich die räumliche Mobilität erhöhen wird – aus Gründen der Erweiterung des Arbeitsmarktes als auch aufgrund von sich verändernden Arbeitswelten oder familiärer Verbindungen. 

Die Zukunft der Schule liegt darin, diese Entwicklungen mit ihrem Bildungsauftrag in Einklang zu bringen und allen Kindern gesellschaftliche Partizipation und gute schulische Leistungsfähigkeit zu ermöglichen.
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